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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Druckenthaner Uber die gemeinsame Beschwerde von 1.
XXXX , geb. XXXX , 2. XXXX , geb. XXXX , 3. XXXX , geb. XXXX , alle StA. Syrien, vertreten durch das Osterreichische Rote
Kreuz, gegen den Bescheid des Osterreichischen Generalkonsulates Istanbul vom 27.05.2025, GZ: IST/0051/2024,
beschlossen: Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Druckenthaner Uber die gemeinsame
Beschwerde von 1. rémisch 40, geb. romisch 40, 2. rémisch 40, geb. rémisch 40, 3. rémisch 40, geb. rémisch 40, alle
StA. Syrien, vertreten durch das Osterreichische Rote Kreuz, gegen den Bescheid des Osterreichischen
Generalkonsulates Istanbul vom 27.05.2025, GZ: IST/0051/2024, beschlossen:

A)

Der Beschwerde wird gemalR § 28 Abs. 3 zweiter Satz VWGVG stattgegeben, der bekampfte Bescheid wird behoben und
die Angelegenheit zur Erlassung einer neuen Entscheidung an die Behorde zurtickverwiesen. Der Beschwerde wird
gemald Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VWGVG stattgegeben, der bekampfte Bescheid wird behoben und die

Angelegenheit zur Erlassung einer neuen Entscheidung an die Behdrde zurtickverwiesen.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig.
Text

BEGRUNDUNG:

I.  Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt:

|.1. Die 1.-Beschwerdeflihrerin (1.-BF), ist die Mutter der Zweit- und Drittbeschwerdeflhrer (2.- bis 3.-BF), alle sind
Staatsangehérige von Syrien. Die 1.-BF stellte am 12.12.2023 beim Osterreichischen Generalkonsulat Istanbul (im
Folgenden: GK) in eigener Sache sowie als gesetzliche Vertreterin fur die minderjahrigen 2.- und 3.-BF Antrage auf
Erteilung von Einreisetiteln gem. 8 35 Abs. 1 AsylG. Die personliche Vorsprache erfolgte am 08.01.2024. rémisch eins.1.
Die 1.-Beschwerdeftihrerin (1.-BF), ist die Mutter der Zweit- und Drittbeschwerdefiihrer (2.- bis 3.-BF), alle sind
Staatsangehérige von Syrien. Die 1.-BF stellte am 12.12.2023 beim Osterreichischen Generalkonsulat Istanbul (im
Folgenden: GK) in eigener Sache sowie als gesetzliche Vertreterin fur die minderjahrigen 2.- und 3.-BF Antrage auf
Erteilung von Einreisetiteln gem. Paragraph 35, Absatz eins, AsylG. Die personliche Vorsprache erfolgte am 08.01.2024.

Begrindend fuhrte die 1.-BF aus, dass sie die Ehefrau (und die 2.- und 4.-BF die Kinder) des XXXX , geb. XXXX
(Bezugsperson im Folgenden: ,BP“), ebenfalls StA von Syrien, sei(en), dem im Bundesgebiet mit Bescheid des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 20.09.2023, ZI. 1324549600/222899970, der Flichtlingsstatus

zuerkannt worden sei. Begrindend fuhrte die 1.-BF aus, dass sie die Ehefrau (und die 2.- und 4.-BF die Kinder) des
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romisch 40, geb.romisch 40 (Bezugsperson im Folgenden: ,BP“), ebenfalls StA von Syrien, sei(en), dem im
Bundesgebiet mit Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 20.09.2023, ZI.
1324549600/222899970, der Fluchtlingsstatus zuerkannt worden sei.

I.2. In der Folge wurden dem Antrag auf Einreise syrische Reisepdsse, Auszlige aus dem Melderegister, einen
Ehevertrag und Geburtsurkunden in Kopie angeschlossen. rémisch eins.2. In der Folge wurden dem Antrag auf Einreise
syrische Reisepdsse, Auszlge aus dem Melderegister, einen Ehevertrag und Geburtsurkunden in Kopie angeschlossen.

I.3. In einer Mitteilung des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (BFA) vom 25.03.2025 wurde gemal3§ 35 Abs. 4
AsylG ausgefiihrt, dass die Gewahrung des Status des subsididr Schutzberechtigten oder Asylberechtigten an die BF
nicht wahrscheinlich sei, da gegen die Bezugsperson ein Verfahren zur Aberkennung des Status des Asylberechtigten
anhangig sei. Aus einer beiliegenden Stellungnahme vom selben Tag geht hervor, dass schon die allgemeinen
Voraussetzungen fUr eine positive Entscheidung im Familienverfahren nicht vorliegen wirden, da ein Verfahren zur
Aberkennung gefuhrt werde und die Zuerkennung des Status nicht wahrscheinlich sei. rémisch eins.3. In einer
Mitteilung des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl (BFA) vom 25.03.2025 wurde gemal3 Paragraph 35, Absatz 4,
AsylG ausgefiihrt, dass die Gewdhrung des Status des subsididr Schutzberechtigten oder Asylberechtigten an die BF
nicht wahrscheinlich sei, da gegen die Bezugsperson ein Verfahren zur Aberkennung des Status des Asylberechtigten
anhangig sei. Aus einer beiliegenden Stellungnahme vom selben Tag geht hervor, dass schon die allgemeinen
Voraussetzungen flr eine positive Entscheidung im Familienverfahren nicht vorliegen wirden, da ein Verfahren zur
Aberkennung gefiihrt werde und die Zuerkennung des Status nicht wahrscheinlich sei.

I.4. Der 1.BF wurde mit Schreiben vom 10.04.2025 vom GK Istanbul die Gelegenheit gegeben, innerhalb einer Frist von
zwei Wochen ab Zustellung des Schreibens in schriftlicher Form die angeflihrten Ablehnungsgriinde zu widersprechen
und diesbezlglich Beweismittel vorzulegen. rémisch eins.4. Der 1.BF wurde mit Schreiben vom 10.04.2025 vom GK
Istanbul die Gelegenheit gegeben, innerhalb einer Frist von zwei Wochen ab Zustellung des Schreibens in schriftlicher
Form die angefiihrten Ablehnungsgriinde zu widersprechen und diesbezuglich Beweismittel vorzulegen.

I.6. In einer Stellungnahme vom 23.04.2025 wurde vom bevollméachtigten Vertreter der BF ausgefiihrt, dass angesichts
der instabilen Lage in Syrien nicht abzuschatzen sei, wie sich die Sicherheits- und Verfolgungssituation in Syrien weiter
entwickeln werde. Der Verfassungsgerichtshof halte auBerdem in standiger Rechtsprechung fest, dass bei
Entscheidungen Uber Antrage nach8& 35 AsylG jedenfalls eine Einzelfallabwagung hinsichtlich Art. 8 EMRK
durchzufuhren sei. Im gegenstandlichen Fall lasse die Behdrde eine solche Abwagung vermissen. rémisch eins.6. In
einer Stellungnahme vom 23.04.2025 wurde vom bevollmachtigten Vertreter der BF ausgefuhrt, dass angesichts der
instabilen Lage in Syrien nicht abzuschatzen sei, wie sich die Sicherheits- und Verfolgungssituation in Syrien weiter
entwickeln werde. Der Verfassungsgerichtshof halte auBerdem in standiger Rechtsprechung fest, dass bei
Entscheidungen Uber Antrdge nach Paragraph 35, AsylG jedenfalls eine Einzelfallabwagung hinsichtlich Artikel 8, EMRK
durchzufuhren sei. Im gegenstandlichen Fall lasse die Behorde eine solche Abwdgung vermissen.

I.6. In einem Schreiben vom 19.05.2025 wurde vom Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl ausgefuhrt, dass ein
Abwarten auf eine (rechtskraftige) Entscheidung des Aberkennungsverfahrens laut Ansicht des BFA nicht zulassig sei.
Daflr, dass eine negative Prognoseentscheidung erst nach (rechtskraftigem) Abschluss des Aberkennungsverfahrens
abzugeben ware, finde sich in § 35 AsylG kein Anhaltspunkt. Das in der Stellungnahme geforderte Eingehen auf die
spezifische Situation der Antragsteller auf andere Umstande als die im & 35 AsylG normierten Einreiseverfahren sei
nicht vorgesehen. Auch die Griinde, die zur Einleitung des Aberkennungsverfahrens der Bezugsperson gefihrt hatten,
seien fur das Einreiseverfahren nach§ 35 AsylG nicht relevant. Daher wirden keine Ausfiihrungen dazu im
gegenstandlichen Verfahren, bei welchem die Bezugsperson nicht Partei sei, gemacht werden. rémisch eins.6. In
einem Schreiben vom 19.05.2025 wurde vom Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl ausgefiihrt, dass ein Abwarten
auf eine (rechtskraftige) Entscheidung des Aberkennungsverfahrens laut Ansicht des BFA nicht zuldssig sei. Dafur, dass
eine negative Prognoseentscheidung erst nach (rechtskraftigem) Abschluss des Aberkennungsverfahrens abzugeben
ware, finde sich in Paragraph 35, AsylG kein Anhaltspunkt. Das in der Stellungnahme geforderte Eingehen auf die
spezifische Situation der Antragsteller auf andere Umstdande als die im Paragraph 35, AsylG normierten
Einreiseverfahren sei nicht vorgesehen. Auch die Griinde, die zur Einleitung des Aberkennungsverfahrens der
Bezugsperson geflhrt hatten, seien flr das Einreiseverfahren nach Paragraph 35, AsylG nicht relevant. Daher wirden
keine AusfUhrungen dazu im gegenstandlichen Verfahren, bei welchem die Bezugsperson nicht Partei sei, gemacht

werden.
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I.7. Mit dem gegenstandlich angefochtenen Bescheid des GK Istanbul vom 27.05.2025, GZ: IST/0051/2024, wurden die
Antrage der Beschwerdefuhrer auf Erteilung von Einreisetiteln gemal3 8 26 FPG iVm. 8 35 AsylG abgewiesen und auf die
Stellungnahme des BFA vom 25.03.2025 verwiesen. rémisch eins.7. Mit dem gegenstandlich angefochtenen Bescheid
des GK Istanbul vom 27.05.2025, GZ: IST/0051/2024, wurden die Antrége der Beschwerdefiihrer auf Erteilung von
Einreisetiteln gemaR Paragraph 26, FPG in Verbindung mit Paragraph 35, AsylG abgewiesen und auf die Stellungnahme
des BFA vom 25.03.2025 verwiesen.

I8. Gegen diesen Bescheid erhoben die BeschwerdefUhrer Uber die Rechtsvertretung mit Schriftsatz vom 22.06.2025
fristgerecht das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht und fuhrte an, dass die unterlassene
Auseinandersetzung mit den in der Stellungnahme vorgebrachten Argumenten und Beweismitteln eine Verletzung des

Rechts auf Parteiengehdr bzw. einen

Begrindungsmangel darstelle. Angesichts der derzeitigen duRerst instabilen Lage in Syrien sei nicht abzuschatzen, wie
sich die Sicherheits- und Verfolgungssituation bestimmter Gruppen weiter entwickeln werde. Indem die belangte
Behorde die unionsrechtlichen Vorgaben trotz expliziter Ausfiihrung in der Stellungnahme vollkommen auller Acht

gelassen habe, habe sie den Bescheid mit Rechtswidrigkeit belastet.

[.11. Mit Schreiben des Bundesministeriums fur Inneres vom 14.10.2025, beim Bundesverwaltungsgericht am
20.10.2025 eingelangt, wurde dem Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde samt den Bezug habenden
Verwaltungsakten Ubermittelt.romisch eins.11. Mit Schreiben des Bundesministeriums fur Inneres vom 14.10.2025,
beim Bundesverwaltungsgericht am 20.10.2025 eingelangt, wurde dem Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde
samt den Bezug habenden Verwaltungsakten Ubermittelt.

1.10. Mit Schreiben des Bundesverwaltungsgerichtes vom 10.03.2026 wurde das Bundesamt vor dem Hintergrund
jungster Judikatur des Verfassungsgerichtshofes (vgl. VfGH 16.12.2025, E 1209-1210/2025, E 1211/2025) aufgefordert,
zum anhangigen Aberkennungsverfahren betreffend die Bezugsperson binnen einer Frist von zwei Wochen Stellung zu
nehmen.rémisch eins.10. Mit Schreiben des Bundesverwaltungsgerichtes vom 10.03.2026 wurde das Bundesamt vor
dem Hintergrund jungster Judikatur des Verfassungsgerichtshofes vergleiche VfGH 16.12.2025, E 1209-1210/2025, E
1211 aus 2025,) aufgefordert, zum anhangigen Aberkennungsverfahren betreffend die Bezugsperson binnen einer
Frist von zwei Wochen Stellung zu nehmen.

I.11. In einer Stellungnahme vom 17.03.2026 wurde vom BFA ausgefihrt, dass das Aberkennungsverfahren gegen die
Bezugsperson am 27.02.2025 aufgrund gednderter Lage in Syrien eingeleitet worden sei. Die Mitteilung Uber die
Aberkennung sei mit 27.02.2025 zugestellt worden. Das BFA gehe grundsatzlich davon aus, dass mit dem Sturz des
Assad Regimes eine grundlegende Anderung der Lage in Syrien eingetreten sei und werde nach Vorliegen ergénzender
Landerinformationen der BFA-Staatendokumentation im 1. Quartal 2026 prifen, ob diese auch dauerhafter Natur
sei.rdmisch eins.11. In einer Stellungnahme vom 17.03.2026 wurde vom BFA ausgeflhrt, dass das
Aberkennungsverfahren gegen die Bezugsperson am 27.02.2025 aufgrund gednderter Lage in Syrien eingeleitet
worden sei. Die Mitteilung Uber die Aberkennung sei mit 27.02.2025 zugestellt worden. Das BFA gehe grundsatzlich
davon aus, dass mit dem Sturz des Assad Regimes eine grundlegende Anderung der Lage in Syrien eingetreten sei und
werde nach Vorliegen ergdnzender Landerinformationen der BFA-Staatendokumentation im 1. Quartal 2026 prifen,
ob diese auch dauerhafter Natur sei.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

1.1 Der unter Punkt I. dargestellte Sachverhalt und Verfahrensgang wird zu den verfahrensrelevanten Feststellungen
erhoben. 1.1 Der unter Punkt romisch eins. dargestellte Sachverhalt und Verfahrensgang wird zu den
verfahrensrelevanten Feststellungen erhoben.

1.2. Infolge des notorisch bekannten Regimewechsels in Syrien im Dezember 2024 hat das Bundesamt betreffend die
Bezugsperson am 27.02.2025 ein Aberkennungsverfahren eingeleitet.

1.3. Seitens des Bundesamtes erfolgten keine inhaltlichen Verfahrensschritte, wobei keine Umstande ersichtlich sind,
wonach die Verfahrensverzégerung der asylberechtigten Bezugsperson zuzurechnen ware.

Eine bescheidmalige Entscheidung im Aberkennungsverfahren der Bezugsperson ist zum Entscheidungszeitpunkt des
Gerichts entsprechend der Stellungnahme des Bundesamtes nicht absehbar. Die Prifung seitens des Bundesamtes, ob
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die in Syrien stattgefundenen Anderungen infolge des Sturzes des Assad-Regimes dauerhafter Natur wiren, ist
nunmehr aufgrund des neuen Landerinformationsblatt der Staatendokumentation Syrien, Version 13 vom 28.02.2026
zu Syrien moglich. Einen konkreten Einvernahmetermin der Bezugsperson in Bezug auf die neuen
Landerinformationen im Aberkennungsverfahren gibt es hingegen offensichtlich noch nicht, das erste Quartal ist
bereits abgelaufen.

Ein Verfahrensabschluss ist daher insgesamt noch nicht absehbar.

1.4. Das GK Istanbul als belangte Behorde hat im angefochtenen Bescheid keine Feststellungen zur
Familienangehdrigeneigenschaft der Beschwerdefuhrer zur Bezugsperson getroffen.

Die Antrage der Beschwerdefiihrer wurden seitens der belangten Behérde allein aus dem Grund abgewiesen, dass
bezluglich der Bezugsperson ein Asylaberkennungsverfahren anhangig und ausschlieBlich aus diesem Grunde eine
negative Stellungnahme seitens des Bundesamtes gemdR § 35 Abs. 4 AsylG erfolgt sei.Die Antrage der
Beschwerdefiihrer wurden seitens der belangten Behdrde allein aus dem Grund abgewiesen, dass bezlglich der
Bezugsperson ein Asylaberkennungsverfahren anhangig und ausschlieBlich aus diesem Grunde eine negative
Stellungnahme seitens des Bundesamtes gemal Paragraph 35, Absatz 4, AsylG erfolgt sei.

1.5. Das Bundesamt plant nunmehr zu prifen, ob die mit dem Machtwechsel in Syrien im Dezember 2024 erfolgte,
grundlegende Anderung der Lage in Syrien von dauerhafter Natur ist.

Wann in weiterer Folge mit einem Abschluss des konkreten Aberkennungsverfahrens betreffend den Schutzstatus der
Bezugsperson zu rechnen ist (Aberkennung des Schutzstatus oder Einstellung des Aberkennungsverfahrens), ist somit
derzeit - auch im konkreten Fall nach Auskunft des Bundesamtes in dessen Stellungnahme - nicht absehbar. Es ist
mangels etwaiger Verfahrensschritte, insbesondere der Einvernahme der Bezugsperson im Aberkennungsverfahren
jedenfalls davon auszugehen, dass ein Abschluss des in Rede stehenden Aberkennungsverfahrens jedenfalls noch

mehrere Monate in Anspruch nehmen wird.
2. Beweiswurdigung:

Der oben unter Punkt I. angefluhrte Verfahrensgang sowie die Feststellungen ergeben sich aus dem unzweifelhaften
und unbestrittenen Akteninhalt des vorgelegten Verwaltungsaktes des GK Istanbul und des vorliegenden Gerichtsaktes
des Bundesverwaltungsgerichtes, dabei insbesondere aus der Stellungnahme des BFA zum konkreten
Aberkennungsverfahren betreffend die Bezugsperson. Der oben unter Punkt romisch eins. angefuhrte Verfahrensgang
sowie die Feststellungen ergeben sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt des vorgelegten
Verwaltungsaktes des GK Istanbul und des vorliegenden Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes, dabei
insbesondere aus der Stellungnahme des BFA zum konkreten Aberkennungsverfahren betreffend die Bezugsperson.

Die Feststellung, dass keine Umstdande vorliegen, wonach die Verfahrensverzdgerung der asylberechtigten
Bezugsperson zurechenbar ware, ergibt sich daraus, dass weder aus dem Akteninhalt noch aus der Stellungnahme des
Bundesamtes entsprechende Anhaltspunkte dafir zu entnehmen sind, wonach die Bezugsperson etwa
Verfahrensschritte vereitelt hatte.

Die Feststellung, dass nicht absehbar ist, wann mit einem Abschluss des konkreten Asylaberkennungsverfahren
betreffend die Bezugsperson zu rechnen ist, ergibt sich daraus, dass das Bundesamt in seiner Stellungnahme
ausdrucklich mitgeteilt hat, dass bislang keine weiteren Verfahrensschritte unternommen wurden, da noch keine
erganzenden Landerinformationen der Staatendokumentation zur Lageveranderung in Syrien (im Vergleich zu den
Landerinformationen vom 28.02.2026) vorgelegen sind. Das Bundesamt gehe grundsatzlich davon aus, dass mit dem
Sturz des Assad-Regimes eine grundlegende Anderung der Lage in Syrien eingetreten sei und werde nach Vorliegen
erganzender Landerinformationen der BFA-Staatendokumentation (Version 13, 28.02.2026) prifen, ob diese auch
dauerhafter Natur waren. Der Bezugsperson wurden auch noch nicht aktuelle Landerberichte in Bezug auf die
gednderte Lage in Syrien vorgehalten. Vor dem Hintergrund, dass diesbezigliche Informationen auch dem
Parteiengehdr zu unterziehen sind, ergibt sich, dass ein Abschluss des in Rede stehenden Verfahrens - aller
Voraussicht nach - noch mehrere Monate dauern wird und eine konkrete Prognose, bis wann das Verfahren tatsachlich
bzw. langstens beendet sein wird, derzeit nicht abgegeben werden kann.

3. Rechtliche Beurteilung:
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ZuA)
3.1. Zuruckverweisung:

3.1.1. Gemal 8 28 Abs. 2 VWGVG hat tber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG das Verwaltungsgericht dann
in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der maf3gebliche Sachverhalt feststeht (Z 1) oder die Feststellung des
malgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer
erheblichen Kostenersparnis verbunden ist (Z 2). 3.1.1. Gemal Paragraph 28, Absatz 2, VwGVG hat tUber Beschwerden
gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn
der mal3gebliche Sachverhalt feststeht (Ziffer eins,) oder die Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts durch das
Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden
ist (Ziffer 2,).

Gemal § 28 Abs. 3 VWGVG hat, wenn die Voraussetzungen des Abs. 2 leg. cit. nicht vorliegen, das Verwaltungsgericht
im Verfahren Uber Beschwerden gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behorde
dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder
Beschleunigung des Verfahrens widerspricht. Hat die Beh6érde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen,
so kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur
Erlassung eines neuen Bescheides an die Behdrde zurtckverweisen. Die Behdrde ist hierbei an die rechtliche
Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist. GemaR Paragraph
28, Absatz 3, VWGVG hat, wenn die Voraussetzungen des Absatz 2, leg. cit. nicht vorliegen, das Verwaltungsgericht im
Verfahren Uber Beschwerden gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG in der Sache selbst zu entscheiden,
wenn die Behdérde dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung
oder Beschleunigung des Verfahrens widerspricht. Hat die Behdrde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts
unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die
Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behdrde zurlickverweisen. Die Behdrde ist hierbei an die
rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

Der Verwaltungsgerichtshof hat sich im seinem Erkenntnis vom 26.06.2014, Ro 2014/03/0063, mit der
Sachentscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte auseinandergesetzt und darin folgende Grundsatze
herausgearbeitet:

- Die Aufhebung eines Bescheides einer Verwaltungsbehdrde durch ein Verwaltungsgericht komme nach dem Wortlaut
des 8 28 Abs. 1 Z 1 VWGVG nicht in Betracht, wenn der fur die Entscheidung mal3gebliche Sachverhalt feststeht. Dies
wird jedenfalls dann der Fall sein, wenn der entscheidungsrelevante Sachverhalt bereits im verwaltungsbehdérdlichen
Verfahren geklart wurde, zumal dann, wenn sich aus der Zusammenschau der im verwaltungsbehordlichen Bescheid
getroffenen Feststellungen (im Zusammenhalt mit den - dem Bescheid zu Grunde liegenden Verwaltungsakten) mit
dem Vorbringen in der gegen den Bescheid erhobenen Beschwerde kein gegenldufiger Anhaltspunkt ergibt. - Die
Aufhebung eines Bescheides einer Verwaltungsbehdrde durch ein Verwaltungsgericht komme nach dem Wortlaut des
Paragraph 28, Absatz eins, Ziffer eins, VWGVG nicht in Betracht, wenn der fur die Entscheidung mafgebliche
Sachverhalt feststeht. Dies wird jedenfalls dann der Fall sein, wenn der entscheidungsrelevante Sachverhalt bereits im
verwaltungsbehordlichen Verfahren geklart wurde, zumal dann, wenn sich aus der Zusammenschau der im
verwaltungsbehordlichen Bescheid getroffenen Feststellungen (im Zusammenhalt mit den - dem Bescheid zu Grunde
liegenden Verwaltungsakten) mit dem Vorbringen in der gegen den Bescheid erhobenen Beschwerde kein
gegenlaufiger Anhaltspunkt ergibt.

- Der Verfassungsgesetzgeber habe sich bei Erlassung der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBI. | 51, davon
leiten lassen, dass die Verwaltungsgerichte grundsatzlich in der Sache selbst zu entscheiden haben, weshalb ein
prinzipieller Vorrang einer meritorischen Entscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte anzunehmen ist.- Der
Verfassungsgesetzgeber habe sich bei Erlassung der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, Bundesgesetzblatt
rémisch eins 51, davon leiten lassen, dass die Verwaltungsgerichte grundsatzlich in der Sache selbst zu entscheiden
haben, weshalb ein prinzipieller Vorrang einer meritorischen Entscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte
anzunehmen ist.

- Angesichts des in§ 28 VWGVG insgesamt verankerten Systems stelle die nach § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwWGVG
bestehende  Zurlckverweisungsmoglichkeit eine  Ausnahme von der grundsatzlichen  meritorischen
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Entscheidungszustandigkeit der Verwaltungsgerichte dar. Nach dem damit gebotenen Verstdndnis stehe diese
Moglichkeit bezlglich ihrer Voraussetzungen nicht auf derselben Stufe wie die im ersten Satz des 8 28 Abs. 3 VwWGVG
verankerte grundsatzliche meritorische Entscheidungskompetenz der Verwaltungsgerichte. Vielmehr verlangt das im 8§
28 VwGVG insgesamt normierte System, in dem insbesondere die normative Zielsetzung der
Verfahrensbeschleunigung bzw. der Berulcksichtigung einer angemessenen Verfahrensdauer ihren Ausdruck findet,
dass von der Mdoglichkeit der Zurickverweisung nur bei krassen bzw. besonders gravierenden Ermittiungslicken
Gebrauch gemacht wird. Eine Zuruckverweisung der Sache an die Verwaltungsbehoérde zur Durchfihrung notwendiger
Ermittlungen wird daher insbesondere dann in Betracht kommen, wenn die Verwaltungsbehorde jegliche erforderliche
Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des mafRgebenden Sachverhaltes (vgl. § 37 AVG) lediglich
vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder bloR ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete
Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehdérde (etwa schwierige) Ermittlungen unterlie, damit diese
dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden (etwa im Sinn einer "Delegierung" der Entscheidung an das
Verwaltungsgericht). - Angesichts des in Paragraph 28, VwWGVG insgesamt verankerten Systems stelle die nach
Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VWGVG bestehende Zurlckverweisungsmoglichkeit eine Ausnahme von der
grundsatzlichen meritorischen Entscheidungszustandigkeit der Verwaltungsgerichte dar. Nach dem damit gebotenen
Verstandnis stehe diese Moglichkeit bezlglich ihrer Voraussetzungen nicht auf derselben Stufe wie die im ersten Satz
des Paragraph 28, Absatz 3, VwGVG verankerte grundsatzliche meritorische Entscheidungskompetenz der
Verwaltungsgerichte. Vielmehr verlangt das im Paragraph 28, VwGVG insgesamt normierte System, in dem
insbesondere die normative Zielsetzung der Verfahrensbeschleunigung bzw. der Berlcksichtigung einer
angemessenen Verfahrensdauer ihren Ausdruck findet, dass von der Moglichkeit der Zurlckverweisung nur bei
krassen bzw. besonders gravierenden Ermittlungsliicken Gebrauch gemacht wird. Eine Zurlickverweisung der Sache an
die Verwaltungsbehorde zur Durchfiihrung notwendiger Ermittlungen wird daher insbesondere dann in Betracht
kommen, wenn die Verwaltungsbehorde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur
Ermittlung des maligebenden Sachverhaltes vergleiche Paragraph 37, AVG) lediglich vollig ungeeignete
Ermittlungsschritte gesetzt oder blof3 ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen
lassen, dass die Verwaltungsbehorde (etwa schwierige) Ermittlungen unterliel3, damit diese dann durch das
Verwaltungsgericht vorgenommen werden (etwa im Sinn einer "Delegierung" der Entscheidung an das
Verwaltungsgericht).

Der Verwaltungsgerichtshof hat weiters mit Erkenntnis vom 10.09.2014, Ra 2014/08/0005, die im Erkenntnis vom
26.06.2014, Ro 2014/03/0063, angeflhrten Grundsatze im Hinblick auf Aufhebungs- und Zurlckweisungsbeschlisse
des Verwaltungsgerichtes gemaR § 28 Abs. 3 VWGVG nochmals bekraftigt und fihrte ergdnzend aus, dass selbst
Bescheide, die in der Begrundung durftig sind, keine Zurtckverweisung der Sache rechtfertigen, wenn brauchbare
Ermittlungsergebnisse vorliegen, die im Zusammenhalt mit einer allenfalls durchzufihrenden mundlichen
Verhandlung im Sinn des § 24 VwGVG zu vervollstandigen sind. Der Verwaltungsgerichtshof hat weiters mit Erkenntnis
vom 10.09.2014, Ra 2014/08/0005, die im Erkenntnis vom 26.06.2014, Ro 2014/03/0063, angefliihrten Grundsatze im
Hinblick auf Aufhebungs- und Zurtickweisungsbeschlisse des Verwaltungsgerichtes gemal Paragraph 28, Absatz 3,
VwWGVG nochmals bekraftigt und fihrte erganzend aus, dass selbst Bescheide, die in der Begriindung durftig sind,
keine Zuruckverweisung der Sache rechtfertigen, wenn brauchbare Ermittlungsergebnisse vorliegen, die im
Zusammenhalt mit einer allenfalls durchzufiihrenden mindlichen Verhandlung im Sinn des Paragraph 24, VwGVG zu
vervollstandigen sind.

Im Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 28.02.2017, Ra 2015/11/0089, betonte dieser weiters das Interesse
der Rechtsunterworfenen an einer raschen Entscheidung und - fiihrte dazu aus, dass es nicht zu erkennen sei, weshalb
es nicht im Interesse der Raschheit gelegen sein sollte, wenn das Verwaltungsgericht - ausgehend freilich von einer
zutreffenden Beurteilung der entscheidenden Rechtsfrage - selbst die notwendige Erganzung des
Ermittlungsverfahrens durch Einholung eines entsprechenden Sachverstandigengutachtens veranlasst und den
entscheidungsrelevanten Sachverhalt feststellt.

§ 35 AsylG 2005 idgF mit dem Titel “Antrage auf Einreise bei Vertretungsbehoérden” lautet:Paragraph 35, AsylG 2005
idgF mit dem Titel “Antrage auf Einreise bei Vertretungsbehoérden” lautet:

“8 35. (1) Der Familienangehorige gemald Abs. 5 eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde
und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemaf3 8 34 Abs. 1 Z
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1iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei der mit konsularischen Aufgaben betrauten
Osterreichischen Vertretungsbehdrde im Ausland (Vertretungsbehdrde) stellen. Erfolgt die Antragstellung auf Erteilung
eines Einreisetitels mehr als drei Monate nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des Asylberechtigten, sind die
Voraussetzungen gemal3 § 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 zu erflllen. “§ 35. (1) Der Familienangehdrige gemal Absatz 5, eines
Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks
Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemaR Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer eins, in Verbindung mit
Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei der mit konsularischen Aufgaben
betrauten Osterreichischen Vertretungsbehérde im Ausland (Vertretungsbehorde) stellen. Erfolgt die Antragstellung
auf Erteilung eines Einreisetitels mehr als drei Monate nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten, sind die Voraussetzungen gemaR Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 zu erfiillen.

(2) Der Familienangehdrige gemal Abs. 5 eines Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt
wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemald § 34
Abs. 1 Z 2 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 frihestens drei Jahre nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei der Vertretungsbehorde stellen, sofern die
Voraussetzungen gemal3 § 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 erfillt sind. Diesfalls ist die Einreise zu gewahren, es sei denn, es ware auf
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass die Voraussetzungen fiir die Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten nicht mehr vorliegen oder in drei Monaten nicht mehr vorliegen werden. Dartber hinaus gilt Abs.
4.(2) Der Familienangehorige gemald Absatz 5, eines Fremden, dem der Status des subsididar Schutzberechtigten
zuerkannt wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz
gemal Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer 2, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, frihestens drei Jahre
nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten einen Antrag auf Erteilung eines
Einreisetitels bei der Vertretungsbehdrde stellen, sofern die Voraussetzungen gemal Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer
eins bis 3 erfullt sind. Diesfalls ist die Einreise zu gewdhren, es sei denn, es ware auf Grund bestimmter Tatsachen
anzunehmen, dass die Voraussetzungen fir die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nicht mehr
vorliegen oder in drei Monaten nicht mehr vorliegen werden. Darlber hinaus gilt Absatz 4,

(2a) Handelt es sich beim Antragsteller um den Elternteil eines unbegleiteten Minderjdhrigen, dem der Status des
Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, gelten die Voraussetzungen gemaf3 § 60 Abs.
2 Z 1 bis 3 als erfullt. (2a) Handelt es sich beim Antragsteller um den Elternteil eines unbegleiteten Minderjahrigen, dem
der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, gelten die Voraussetzungen
gemal Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 als erfllt.

(3) Wird ein Antrag nach Abs. 1 oder Abs. 2 gestellt, hat die Vertretungsbehérde dafir Sorge zu tragen, dass der
Fremde ein in einer ihm verstandlichen Sprache gehaltenes Befragungsformular ausfullt; Gestaltung und Text dieses
Formulars hat der Bundesminister fur Inneres im Einvernehmen mit dem Bundesminister fur Europa, Integration und
AuReres und nach Anhérung des Hochkommissérs der Vereinten Nationen fiir Fliichtlinge (8 63) so festzulegen, dass
das Ausfillen des Formulars der Feststellung des maligeblichen Sachverhalts dient. AuRBerdem hat die
Vertretungsbehorde auf die Vollstandigkeit des Antrages im Hinblick auf den Nachweis der Voraussetzungen gemaR §
60 Abs. 2 Z 1 bis 3 hinzuwirken und den Inhalt der ihr vorgelegten Dokumente aktenkundig zu machen. Der Antrag auf
Einreise ist unverziglich dem Bundesamt zuzuleiten. (3) Wird ein Antrag nach Absatz eins, oder Absatz 2, gestellt, hat
die Vertretungsbehorde dafiir Sorge zu tragen, dass der Fremde ein in einer ihm verstandlichen Sprache gehaltenes
Befragungsformular ausfullt; Gestaltung und Text dieses Formulars hat der Bundesminister fUr Inneres im
Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Europa, Integration und AuBeres und nach Anhérung des
Hochkommissars der Vereinten Nationen fir Flichtlinge (Paragraph 63,) so festzulegen, dass das Ausfullen des
Formulars der Feststellung des maligeblichen Sachverhalts dient. AulRerdem hat die Vertretungsbehorde auf die
Vollstandigkeit des Antrages im Hinblick auf den Nachweis der Voraussetzungen gemaR Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer
eins bis 3 hinzuwirken und den Inhalt der ihr vorgelegten Dokumente aktenkundig zu machen. Der Antrag auf Einreise

ist unverzuliglich dem Bundesamt zuzuleiten.

(4) Die Vertretungsbehorde hat dem Fremden aufgrund eines Antrags auf Erteilung eines Einreisetitels nach Abs. 1
oder 2 ohne weiteres ein Visum zur Einreise zu erteilen (8 26 FPG), wenn das Bundesamt mitgeteilt hat, dass die
Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des
subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist. Eine derartige Mitteilung darf das Bundesamt nur erteilen, wenn (4)
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Die Vertretungsbehorde hat dem Fremden aufgrund eines Antrags auf Erteilung eines Einreisetitels nach Absatz eins,
oder 2 ohne weiteres ein Visum zur Einreise zu erteilen (Paragraph 26, FPG), wenn das Bundesamt mitgeteilt hat, dass
die Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder
des subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist. Eine derartige Mitteilung darf das Bundesamt nur erteilen, wenn

1. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde,
kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (88 7 und 9), 1. gegen den Fremden, dem der Status des
Asylberechtigten oder des subsididr Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses
Status anhangig ist (Paragraphen 7 und 9),

2. das zu befassende Bundesministerium fur Inneres mitgeteilt hat, dass eine Einreise den &ffentlichen Interessen nach
Art. 8 Abs. 2 EMRK nicht widerspricht und 2. das zu befassende Bundesministerium flr Inneres mitgeteilt hat, dass eine
Einreise den o6ffentlichen Interessen nach Artikel 8, Absatz 2, EMRK nicht widerspricht und

3.im Falle eines Antrages nach Abs. 1 letzter Satz oder Abs. 2 die Voraussetzungen des § 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 erfullt sind,
es sei denn, die Stattgebung des Antrages ist gemal 8 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und
Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK geboten. 3. im Falle eines Antrages nach Absatz eins, letzter Satz oder Absatz
2, die Voraussetzungen des Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 erfullt sind, es sei denn, die Stattgebung des
Antrages ist gemaR Paragraph 9, Absatz 2, BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des
Artikel 8, EMRK geboten.

Bis zum Einlangen dieser Mitteilung ist die Frist gemalR§ 11 Abs. 5 FPG gehemmt. Die Vertretungsbehorde hat den
Fremden (ber den weiteren Verfahrensablauf in Osterreich gem3R & 17 Abs. 1 und 2 zu informieren. Bis zum
Einlangen dieser Mitteilung ist die Frist gemald Paragraph 11, Absatz 5, FPG gehemmt. Die Vertretungsbehérde hat den
Fremden iiber den weiteren Verfahrensablauf in Osterreich gemaR Paragraph 17, Absatz eins und 2 zu informieren.

(5) Nach dieser Bestimmung ist Familienangehdriger, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum
Zeitpunkt der Antragstellung minderjahriges lediges Kind eines Fremden ist, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits vor der Einreise
des subsidiar Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten bestanden hat; dies gilt weiters auch fir eingetragene
Partner, sofern die eingetragene Partnerschaft bereits vor der Einreise des subsididar Schutzberechtigten oder des
Asylberechtigten bestanden hat.”

Die 88 11 Abs. 1, 11a und 26 FPG 2005 idgF lauten:Die Paragraphen 11, Absatz eins, 11 a und 26 FPG 2005 idgF lauten:
“Verfahren vor den dsterreichischen Vertretungsbehdrden in Visaangelegenheiten

§ 11 (1) In Verfahren vor 6sterreichischen Vertretungsbehdrden haben Antragsteller unter Anleitung der Behorde die
fir die Feststellung des mal3geblichen Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und Beweismittel selbst vorzulegen; in
Verfahren zur Erteilung eines Visums D ist Art. 19 Visakodex sinngemdaR anzuwenden. Der Antragssteller hat tber
Verlangen der Vertretungsbehdrde vor dieser persénlich zu erscheinen, erforderlichenfalls in Begleitung eines
Dolmetschers (8 39a AVG). § 10 Abs. 1 letzter Satz AVG gilt nur fir in Osterreich zur berufsméaRigen Parteienvertretung
befugte Personen. Die Vertretungsbehérde hat nach freier Uberzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen
anzunehmen ist oder nicht. Eine Entscheidung, die dem Standpunkt des Antragstellers nicht vollinhaltlich Rechnung
tragt, darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit zur Behebung von Formgebrechen und zu einer abschlieBenden
Stellungnahme hatte. Paragraph 11, (1) In Verfahren vor Osterreichischen Vertretungsbehdrden haben Antragsteller
unter Anleitung der Behdrde die fur die Feststellung des maRgeblichen Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und
Beweismittel selbst vorzulegen; in Verfahren zur Erteilung eines Visums D ist Artikel 19, Visakodex sinngemaf3
anzuwenden. Der Antragssteller hat Uber Verlangen der Vertretungsbehdrde vor dieser persénlich zu erscheinen,
erforderlichenfalls in Begleitung eines Dolmetschers (Paragraph 39 a, AVG). Paragraph 10, Absatz eins, letzter Satz AVG
gilt nur fir in Osterreich zur berufsmaRigen Parteienvertretung befugte Personen. Die Vertretungsbehérde hat nach
freier Uberzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht. Eine Entscheidung, die
dem Standpunkt des Antragstellers nicht vollinhaltlich Rechnung tragt, darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit
zur Behebung von Formgebrechen und zu einer abschlieRenden Stellungnahme hatte.

[.I"

.Beschwerden gegen Bescheide Osterreichischer Vertretungsbehdrden in Visaangelegenheiten
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8 11a (1) Der BeschwerdefiUhrer hat der Beschwerde gegen einen Bescheid einer 6sterreichischen Vertretungsbehdérde
sdmtliche von ihm im Verfahren vor der belangten Vertretungsbehérde vorgelegten Unterlagen samt Ubersetzung in
die deutsche Sprache anzuschlieRen. Paragraph 11 a, (1) Der Beschwerdefiihrer hat der Beschwerde gegen einen
Bescheid einer O&sterreichischen Vertretungsbehdrde samtliche von ihm im Verfahren vor der belangten
Vertretungsbehorde vorgelegten Unterlagen samt Ubersetzung in die deutsche Sprache anzuschlieRen.

(2) Beschwerdeverfahren sind ohne mundliche Verhandlung durchzufihren. Es durfen dabei keine neuen Tatsachen

oder Beweise vorgebracht werden.

(3) Samtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehdrde und des Bundesverwaltungsgerichtes fur Dolmetscher und
Ubersetzer sowie fiir die Uberpriifung von Verdolmetschungen und Ubersetzungen sind Barauslagen im Sinn des § 76
AVG. (3) Samtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehorde und des Bundesverwaltungsgerichtes fir Dolmetscher
und Ubersetzer sowie fur die Uberpriifung von Verdolmetschungen und Ubersetzungen sind Barauslagen im Sinn des
Paragraph 76, AVG.

(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat tber die Vertretungsbehérde zu erfolgen. §
11 Abs. 3 gilt. (4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat Gber die Vertretungsbehérde
zu erfolgen. Paragraph 11, Absatz 3, gilt.

[.J"
»Visa zur Einbeziehung in das Familienverfahren nach dem AsylG 2005

§ 26 Teilt das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl gemaR38 35 Abs. 4 AsylG 2005 mit, dass die Stattgebung eines
Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten wahrscheinlich ist, ist dem Fremden ohne Weiteres zur einmaligen Einreise ein Visum mit
viermonatiger Gultigkeitsdauer zu erteilen.” Paragraph 26, Teilt das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl gemal
Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 mit, dass die Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist, ist dem

Fremden ohne Weiteres zur einmaligen Einreise ein Visum mit viermonatiger Gultigkeitsdauer zu erteilen.”

Der Verwaltungsgerichtshof hat bereits wiederholt erkannt, dass die Vertretungsbehérde im Ausland an die Mitteilung
des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl Gber die Prognose einer Asylgewahrung gebunden ist, und zwar sowohl
an eine negative als auch an eine positive Mitteilung. Allerdings steht es dem Verwaltungsgericht offen, auch die
Einschatzung des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl Uber die Wahrscheinlichkeit der Gewahrung
internationalen Schutzes an die Antragsteller auf ihre Richtigkeit hin zu Gberprifen. Gegenstand der Uberpriifung
durch das Verwaltungsgericht ist dabei, ob die Prognose des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich der
Wahrscheinlichkeit der Gewahrung internationalen Schutzes an die Antragsteller im Rahmen eines (spateren)
Familienverfahrens nach 8 34 AsylG 2005 zutreffend erfolgt ist und die sonstigen Voraussetzungen des8 35 Abs. 4
AsylG 2005 erfullt sind (vgl. etwa VwWGH 26.02.2020,Ra 2019/18/0299, Rn. 19, mwN). Dies setzt voraus, dass das
Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl seine Mitteilung auch entsprechend begrindet und dem Antragsteller
Gelegenheit geboten wird, davon Kenntnis zu erlangen und dazu Stellung zu nehmen. Im Falle einer negativen
Prognose muss der Antragsteller, um die Einreiseerlaubnis nach Osterreich zu erhalten, zwar lediglich die (niedrigere)
Beweisschwelle der Wahrscheinlichkeit einer kinftigen Gewahrung internationalen Schutzes Uberwinden (vgl. VWGH
22.11.2017, Ra 2017/19/0218, Rn. 24). Es obliegt ihm jedoch, gegen eine negative Prognose des Bundesamtes flr
Fremdenwesen und Asyl zumindest entscheidungswesentliches Vorbringen etwa zu der vom Bundesamt flr
Fremdenwesen und Asyl negativ beurteilten Erteilungsvoraussetzung des § 35 Abs. 4 Z 3 AsylG 2005 zu erstatten und
glaubhaft zu machen (vgl. VWGH 31.05.2021, Ra 2020/01/0284). Der Verwaltungsgerichtshof hat bereits wiederholt
erkannt, dass die Vertretungsbehérde im Ausland an die Mitteilung des Bundesamtes flr Fremdenwesen und Asyl
Uber die Prognose einer Asylgewahrung gebunden ist, und zwar sowohl an eine negative als auch an eine positive
Mitteilung. Allerdings steht es dem Verwaltungsgericht offen, auch die Einschatzung des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl Uber die Wahrscheinlichkeit der Gewahrung internationalen Schutzes an die Antragsteller auf
ihre Richtigkeit hin zu tberpriifen. Gegenstand der Uberpriifung durch das Verwaltungsgericht ist dabei, ob die
Prognose des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit der Gewahrung
internationalen Schutzes an die Antragsteller im Rahmen eines (spateren) Familienverfahrens nach Paragraph 34,
AsylG 2005 zutreffend erfolgt ist und die sonstigen Voraussetzungen des Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 erfullt
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sind vergleiche etwa VWGH 26.02.2020, Ra 2019/18/0299, Rn. 19, mwN). Dies setzt voraus, dass das Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl seine Mitteilung auch entsprechend begriindet und dem Antragsteller Gelegenheit geboten
wird, davon Kenntnis zu erlangen und dazu Stellung zu nehmen. Im Falle einer negativen Prognose muss der
Antragsteller, um die Einreiseerlaubnis nach Osterreich zu erhalten, zwar lediglich die (niedrigere) Beweisschwelle der
Wahrscheinlichkeit einer kunftigen Gewahrung internationalen Schutzes Gberwinden vergleiche VwGH 22.11.2017, Ra
2017/19/0218, Rn. 24). Es obliegt ihm jedoch, gegen eine negative Prognose des Bundesamtes fir Fremdenwesen und
Asyl zumindest entscheidungswesentliches Vorbringen etwa zu der vom Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl
negativ beurteilten Erteilungsvoraussetzung des Paragraph 35, Absatz 4, Ziffer 3, AsylG 2005 zu erstatten und
glaubhaft zu machen vergleiche VwGH 31.05.2021, Ra 2020/01/0284).

Das Bundesverwaltungsgericht hat daher eine eigenstandige Beurteilung hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit der
Gewdhrung eines Schutzstatus im Inland zu treffen sowie zu Uberprifen, ob die Voraussetzungen nach § 35 Abs. 4
AsylG 2005 vorliegen. Zudem hat es auch die sich aus Art. 8 EMRK ergebenden Anforderungen sicherzustellen (vgl.
etwa VfGH 23.11.2015, E 1510/2015; VfGH 16.12.2025 E 1209/2025-19). Das Bundesverwaltungsgericht hat daher eine
eigenstandige Beurteilung hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit der Gewahrung eines Schutzstatus im Inland zu treffen
sowie zu Uberprifen, ob die Voraussetzungen nach Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 vorliegen. Zudem hat es auch
die sich aus Artikel 8, EMRK ergebenden Anforderungen sicherzustellen vergleiche etwa VfGH 23.11.2015, E 1510 aus
2015,; VfGH 16.12.2025 E 1209/2025-19).

In seiner Entscheidung vom 16.12.2025, E 1209-1210/2025, hielt der Verfassungsgerichtshof fest, dass es grundsatzlich
ein legitimes 6ffentliches Interesse des Gesetzgebers darstellt, angesichts des spezifischen Zwecks des § 35 AsylG 2005,
nachziehenden Personen ein Familienverfahren nach § 34 AsylG 2005 zu eréffnen und ihnen denselben Schutzstatus
wie der bereits in Osterreich schutzberechtigten Bezugsperson zu gewédhren, die Einreise von Familienangehérigen
eines international Schutzberechtigten zum Zweck der Asylantragstellung nach & 34 AsylG 2005 wahrend eines
laufenden Aberkennungsverfahrens nach § 7 AsylG 2005 nicht zuzulassen (vgl. auch Erldut. zur RV 330 BIgNR 24. GP,
25). Diesem legitimen oOffentlichen Interesse steht das verfassungsgesetzlich gewahrleistete Recht auf Wahrung der
Familieneinheit der sich im Ausland befindenden Familienangehdrigen sowie der im Inland schutzberechtigten
Bezugsperson gemal Art. 8 EMRK gegenlber. Diesbezlglich ist darauf Bedacht zu nehmen, dass die Familieneinheit
ein grundlegendes Recht des Flichtlings und die Familienzusammenfihrung ein wesentliches Element darstellt, um es
Personen, die vor Verfolgung gefllchtet sind, zu gestatten, ein normales Leben wiederaufzunehmen (EGMR, Tanda
Muzinga, Z 75). Es muss daher den von einer negativen Einreiseentscheidung gemald § 35 AsylG 2005 betroffenen
Familienangehorigen moglich sein, ihr nach Art. 8 EMRK zustehendes Recht auf Wahrung der Familieneinheit in einer
flexiblen, raschen und wirksamen und damit rechtsstaatlichen Anforderung entsprechenden (Rechtsmittel-)Verfahren
geltend zu machen (vgl. VfFGH 16.12.2025 E 1209/2025-19; EGMR 10.07.2014, 52.701/09, Mugenzi, Z 62; [GK] 09.07.2021,
6697/18, M.A., Z 163; 20.10.2022, 22.105/18, M.T. ua., Z 58). In seiner Entscheidung vom 16.12.2025, E 1209-1210/2025,
hielt der Verfassungsgerichtshof fest, dass es grundsatzlich ein legitimes offentliches Interesse des Gesetzgebers
darstellt, angesichts des spezifischen Zwecks des Paragraph 35, AsylG 2005, nachziehenden Personen ein
Familienverfahren nach Paragraph 34, AsylG 2005 zu eréffnen und ihnen denselben Schutzstatus wie der bereits in
Osterreich schutzberechtigten Bezugsperson zu gewahren, die Einreise von Familienangehérigen eines international
Schutzberechtigten zum Zweck der Asylantragstellung nach Paragraph 34, AsylG 2005 wahrend eines laufenden
Aberkennungsverfahrens nach Paragraph 7, AsylG 2005 nicht zuzulassen vergleiche auch Erlaut. zur Regierungsvorlage
330 BIgNR 24. GP, 25). Diesem legitimen 6ffentlichen Interesse steht das verfassungsgesetzlich gewahrleistete Recht
auf Wahrung der Familieneinheit der sich im Ausland befindenden Familienangehorigen sowie der im Inland
schutzberechtigten Bezugsperson gemal Artikel 8, EMRK gegenulber. Diesbezlglich ist darauf Bedacht zu nehmen,
dass die Familieneinheit ein grundlegendes Recht des Fluchtlings und die Familienzusammenfiihrung ein wesentliches
Element darstellt, um es Personen, die vor Verfolgung gefliichtet sind, zu gestatten, ein normales Leben
wiederaufzunehmen (EGMR, Tanda Muzinga, Ziffer 75,). Es muss daher den von einer negativen Einreiseentscheidung
gemal’ Paragraph 35, AsylG 2005 betroffenen Familienangehdrigen moglich sein, ihr nach Artikel 8, EMRK zustehendes
Recht auf Wahrung der Familieneinheit in einer flexiblen, raschen und wirksamen und damit rechtsstaatlichen
Anforderung entsprechenden (Rechtsmittel-)Verfahren geltend zu machen vergleiche VfGH 16.12.2025 E 1209/2025-
19; EGMR 10.07.2014, 52.701/09, Mugenzi, Ziffer 62,; [GK] 09.07.2021, 6697/18, M.A., Ziffer 163,; 20.10.2022, 22.105/18,
M.T. ua., Ziffer 58,).
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Zudem fuhrte der Verfassungsgerichtshof aus, dass sich das Bundesverwaltungsgericht im Verfahren Uber
Beschwerden gegen Bescheide Osterreichischer Vertretungsbehérden, mit denen ein Antrag auf Erteilung eines
Einreisetitels gemaR§ 35 Abs. 4 Z 1 AsylG 2005 aufgrund eines gegen die Bezugsperson anhangigen
Aberkennungsverfahrens abgewiesen wurde, nicht auf die Prifung beschranken kann, ob ein Aberkennungsverfahren
durch das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich der Bezugsperson eingeleitet wurde und ob die
Erledigung dieses Verfahrens im Zeitpunkt seiner Entscheidung noch offen ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat in
verfassungskonformer Interpretation des§ 35 Abs. 4 Z 1 AsylG 2005 vielmehr im Beschwerdeverfahren gegen die
Abweisung des Einreiseantrages auf Grund eines anhangigen Aberkennungsverfahrens zu beurteilen, ob das Vorliegen
eines  Aberkennungsgrundes nach8 7 AsylG 2005 nicht einmal wahrscheinlich ist. Zudem hat das
Bundesverwaltungsgericht zu prifen, ob das Aberkennungsverfahren zugig und innerhalb einer angemessenen
Verfahrensdauer gefihrt wird und im Lichte von Art. 8 EMRK keine ungebuhrlich lange Verzdgerung der Entscheidung
Uber die Familienzusammenfuhrung vorliegt. Im Hinblick auf die Verfahrensdauer ist dabei auch darauf Rucksicht zu
nehmen, ob eine allfdllige Verfahrensverzégerung tUberwiegend der zustandigen Behorde oder der asylberechtigten
Bezugsperson zuzurechnen ist. Zudem flhrte der Verfassungsgerichtshof aus, dass sich das Bundesverwaltungsgericht
im Verfahren Uber Beschwerden gegen Bescheide Osterreichischer Vertretungsbehdrden, mit denen ein Antrag auf
Erteilung eines Einreisetitels gemaR Paragraph 35, Absatz 4, Ziffer eins, AsylG 2005 aufgrund eines gegen die
Bezugsperson anhangigen Aberkennungsverfahrens abgewiesen wurde, nicht auf die Prufung beschranken kann, ob
ein Aberkennungsverfahren durch das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich der Bezugsperson
eingeleitet wurde und ob die Erledigung dieses Verfahrens im Zeitpunkt seiner Entscheidung noch offen ist. Das
Bundesverwaltungsgericht hat in verfassungskonformer Interpretation des Paragraph 35, Absatz 4, Ziffer eins, AsylG
2005 vielmehr im Beschwerdeverfahren gegen die Abweisung des Einreiseantrages auf Grund eines anhangigen
Aberkennungsverfahrens zu beurteilen, ob das Vorliegen eines Aberkennungsgrundes nach Paragraph 7, AsylG 2005
nicht einmal wahrscheinlich ist. Zudem hat das Bundesverwaltungsgericht zu prifen, ob das Aberkennungsverfahren
zligig und innerhalb einer angemessenen Verfahrensdauer gefiihrt wird und im Lichte von Artikel 8, EMRK keine
ungebuhrlich lange Verzégerung der Entscheidung Uber die Familienzusammenfihrung vorliegt. Im Hinblick auf die
Verfahrensdauer ist dabei auch darauf Rucksicht zu nehmen, ob eine allfallige Verfahrensverzégerung Uberwiegend
der zustandigen Behdrde oder der asylberechtigten Bezugsperson zuzurechnen ist.

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist die in § 28 Abs. 3, 2. Satz VWGVG vorgesehene
Moglichkeit der Kassation eines verwaltungsbehordlichen Bescheides streng auf ihren gesetzlich zugewiesenen Raum
zu beschranken und besteht ein prinzipieller Vorrang der meritorischen Entscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte.
Eine Zurlckverweisung der Sache an die Verwaltungsbehérde zur Durchfihrung notwendiger Ermittlungen kommt
daher nur dann in Betracht, wenn die Verwaltungsbehdorde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit unterlassen hat,
wenn sie zur Ermittlung des maRgebenden Sachverhaltes lediglich vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder
blo} ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die
Verwaltungsbehorde (etwa schwierige) Ermittlungen unterlassen hat, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht
vorgenommen werden (vgl. etwa jingst VWGH 24.04.2020, Ro 2019/20/0004-5).Nach der standigen Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes ist die in Paragraph 28, Absatz 3, 2, Satz VwWGVG vorgesehene Mdglichkeit der Kassation
eines verwaltungsbehdrdlichen Bescheides streng auf ihren gesetzlich zugewiesenen Raum zu beschrdanken und
besteht ein prinzipieller Vorrang der meritorischen Entscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte. Eine
Zurlckverweisung der Sache an die Verwaltungsbehdrde zur Durchfihrung notwendiger Ermittlungen kommt daher
nur dann in Betracht, wenn die Verwaltungsbehoérde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn
sie zur Ermittlung des maRgebenden Sachverhaltes lediglich vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder bloR
ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehoérde
(etwa schwierige) Ermittlungen unterlassen hat, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen
werden vergleiche etwa jingst VWGH 24.04.2020, Ro 2019/20/0004-5).

Unzweifelhaft liegt in Bezug auf die Bezugsperson ein Asylaberkennungsverfahren gemal3§ 7 AsylG vor, sodass die
belangte Behdrde auch im Hinblick auf die negative Stellungnahme des Bundesamtes gemaR & 35 Abs. 4 AsylG
zunachst zu Recht davon ausgegangen ist, dass die Antrage der Beschwerdefiihrer gemaR & 35 Abs. 1 AsylG
abzuweisen waren. Unzweifelhaft liegt in Bezug auf die Bezugsperson ein Asylaberkennungsverfahren gemaR
Paragraph 7, AsylG vor, sodass die belangte Behoérde auch im Hinblick auf die negative Stellungnahme des
Bundesamtes gemal3 Paragraph 35, Absatz 4, AsylG zunachst zu Recht davon ausgegangen ist, dass die Antrage der
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Beschwerdeflhrer gemaf3 Paragraph 35, Absatz eins, AsylG abzuweisen waren.

Aus der Stellungnahme des Bundesamtes vom 17.03.2026 ergibt sich, dass der Grund fur die Asylzuerkennung
gewesen sei, dass die Bezugsperson als zugelassener Anwalt mit anderem Justizpersonal gegen das Assad Regime
demonstriert habe und deswegen der realen Gefahr einer Verfolgung ausgesetzt sei. Angesichts des Sturzes des
Regimes unter Bashar al-Assad im Dezember 2024 kann in einem Fall wie dem gegenstandlichen - in dem der
Bezugsperson Furcht vor Verfolgung durch das ehemalige Assad-Regime geltend gemacht hat und deshalb als
Flichtling anerkannt worden ist - nicht im Sinne der Judikatur des VfGH gesagt werden, dass eine Aberkennung des

Asylstatus ,nicht einmal wahrscheinlich” ist.

Im Entscheidungszeitpunkt ist das Verfahren Uber die Aberkennung des Status des Asylberechtigten betreffend die
Bezugsperson nach wie vor beim Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl - somit seit finfzehn Monaten - anhangig
und es wurden bislang keine Verfahrensschritte gesetzt. Zudem muss anhand der aktuellen Landerinformationen
Version 13, Datum der Verdéffentlichung: 28.02.2026 im 2. Quartal 2026 geprift werden, ob lberhaupt von einer
dauerhaften Anderung der Lage in Syrien ausgegangen werden kénnte. Anhand der Stellungnahme des Bundesamtes
far Fremdenwesen und Asyl geht jedenfalls hervor, dass im Fall der konkreten Bezugsperson nicht absehbar sei, wann
mit einer bescheidmalligen Erledigung des Aberkennungsverfahrens zu rechnen ware, insbesondere, da auch aus
einem aktuellen Auszug der Bezugsperson aus dem IZR hervorgeht, dass das Aberkennungsverfahren noch anhangig
ist. Damit ist ein Abschluss des Verfahrens insgesamt nicht absehbar.

Ungeachtet der Frage, ob damit allein schon eine ,angemessene Verfahrensdauer” im Lichte der obzitierten Judikatur
des VfGH Uberschritten erscheint, ist jedoch jedenfalls auszuftuhren, dass eine ,zlgige Verfahrensfihrung” in den
vorliegenden Fallen schon deshalb nicht gegeben ist, weil seit der Einleitung des Aberkennungsverfahrens ein Jahr lang
keine Verfahrensschritte erfolgt sind.

Wie bereits ausgefuhrt, ist die (Verzégerung der) Verfahrensdauer unstrittig alleine der Behérde zuzurechnen.

Damit wurde im Ergebnis das Aberkennungsverfahren der Bezugsperson nicht zlgig durchgefuhrt, sodass eine
Abweisung der Beschwerde schon deshalb nicht mehr in Betracht kommt.

Angesichts dessen erlbrigen sich in der Folge auch Erwagungen, ob im Lichte des Art. 8 EMRK im konkreten Fall (k)eine
ungebuhrlich lange Verzégerung bei der Familienzusammenfuhrung vorliegt. Angesichts dessen erubrigen sich in der
Folge auch Erwagungen, ob im Lichte des Artikel 8, EMRK im konkreten Fall (k)eine ungebuhrlich lange Verzégerung bei
der Familienzusammenfuhrung vorliegt.

Die belangte Behorde ist daher im fortgesetzten Verfahren gehalten, insbesondere die tatsachliche
Familienangehdrigeneigenschaft der BeschwerdefUhrer zur Bezugsperson zu prifen und die notwendigen
Feststellungen zu treffen. Es fehlen entsprechende Feststellungen der belangten Behdérde, um dem
Bundesverwaltungsgericht die nachprifende Kontrolle zu erméglichen, ob durch die Nichterteilung eines Visums im
vorliegenden Fall ein unzuldssiger Eingriff in das Familienleben der BF (Art. 8 EMRK) vorliegt bzw. die Fortsetzung des
Familienlebens in Osterreich erforderlich ist. Die Behérde hat in diesem Zusammenhang ihre Ermittlungstatigkeit
unterlassen und sohin den maf3geblichen Sachverhalt nicht (zur Ganze) erhoben und einer gesamtheitlichen
Wiurdigung zugrunde gelegt. Die richtige Anwendung der vom Verfassungsgerichtshof entwickelten Rechtssatze wird
es erfordern, dass auf Ebene der belangten Behodrde das vergangene und zuklnftig geplante Bestehen eines
gemeinsamen Familienlebens ermittelt wird, wobei diese Ermittlungen bereits in die Wahrscheinlichkeitsprognose
einzuflieBen haben. Dort ist auch Gelegenheit, gegebenenfalls, im Falle einer negativen Wahrscheinlichkeitsprognose,
eine entsprechende und ausreichende Begriindung anzufiihren, die in geeigneter Weise mit den Parteien erortert
werden kann.Die belangte Behorde ist daher im fortgesetzten Verfahren gehalten, insbesondere die tatsachliche
Familienangehorigeneigenschaft der Beschwerdeflihrer zur Bezugsperson zu prifen und die notwendigen
Feststellungen zu treffen. Es fehlen entsprechende Feststellungen der belangten Behdérde, um dem
Bundesverwaltungsgericht die nachprifende Kontrolle zu ermoglichen, ob durch die Nichterteilung eines Visums im
vorliegenden Fall ein unzulassiger Eingriff in das Familienleben der BF (Artikel 8, EMRK) vorliegt bzw. die Fortsetzung
des Familienlebens in Osterreich erforderlich ist. Die Behérde hat in diesem Zusammenhang ihre Ermittlungstatigkeit
unterlassen und sohin den maBgeblichen Sachverhalt nicht (zur Ganze) erhoben und einer gesamtheitlichen
Wirdigung zugrunde gelegt. Die richtige Anwendung der vom Verfassungsgerichtshof entwickelten Rechtssatze wird
es erfordern, dass auf Ebene der belangten Behdrde das vergangene und zukiinftig geplante Bestehen eines



gemeinsamen Familienlebens ermittelt wird, wobei diese Ermittlungen bereits in die Wahrscheinlichkeitsprognose
einzuflielen haben. Dort ist auch Gelegenheit, gegebenenfalls, im Falle einer negativen Wahrscheinlichkeitsprognose,
eine entsprechende und ausreichende Begrindung anzufiihren, die in geeigneter Weise mit den Parteien erdrtert
werden kann.

Insgesamt beschrankt sich die Begrindung im angefochtenen Bescheid ausschlieBlich auf die Wiedergabe eines
allgemeinen Stehsatzes im Hinblick auf das anhangige Aberkennungsverfahren, die auf den zu beurteilenden Einzelfall
in Bezug auf das Verhaltnis zwischen Bezugsperson und der BF keine Prazisierung erfahren.

Das Bundesverwaltungsgericht weist in dem Zusammenhang ausdricklich auf die Spezifika und die
verfahrensrechtlichen Einschrankungen (siehe § 11a FPG) des gegenstandlichen Beschwerdeverfahrens hin, weshalb
die Durchfihrung der notwendigen Ermittlungen zum Vorliegen der Erteilungsvoraussetzungen und zum allfalligen
Vorliegen der von der Judikatur des VWGH gegenstandlich entwickelten Kriterien nicht im Interesse der Effizienz,
Raschheit und Kostenersparnis durch dieses selbst durchgefiihrt werden kdnnen. Das Bundesverwaltungsgericht weist
in dem Zusammenhang ausdricklich auf die Spezifika und die verfahrensrechtlichen Einschrankungen (siehe
Paragraph 11 a, FPG) des gegenstdndlichen Beschwerdeverfahrens hin, weshalb die Durchfihrung der notwendigen
Ermittlungen zum Vorliegen der Erteilungsvoraussetzungen und zum allfélligen Vorliegen der von der Judikatur des
VWGH gegenstandlich entwickelten Kriterien nicht im Interesse der Effizienz, Raschheit und Kostenersparnis durch
dieses selbst durchgefiihrt werden kénnen.

Zudem geht es in den vorliegenden Fallen nicht bloB um ergdnzende Sachverhaltsfeststellungen, sondern um
entscheidungserhebliche Umsténde, die erstmals und in Visaverfahren aufgrund des Auslandsbezuges regelmaRig vor
Ort festzustellen sind, sodass eine Verlagerung des behdrdlichen Verfahrens, konkret den entscheidungsrelevanten
Sachverhalt erstmals zu ermitteln, hin zum Bundesverwaltungsgericht nicht in Betracht kommen kann.

Da vor diesem Hintergrund der vorliegende Sachverhalt derart mangelhaft ist, war der angefochtene Bescheid gemal3
§ 28 Abs. 3 VWGVG aufzuheben und der belangten Behdrde die Erlassung eines neuen Bescheides in den vorliegenden
Rechtssachen aufzutragen. Da vor diesem Hintergrund der vorliegende Sachverhalt derart mangelhaft ist, war der
angefochtene Bescheid gemal Paragraph 28, Absatz 3, VWGVG aufzuheben und der belangten Behdrde die Erlassung
eines neuen Bescheides in den vorliegenden Rechtssachen aufzutragen.

Es ist daher im gegenstandlichen Fall mit der Behebung und der Zurlckverweisung des gegenstandlichen Bescheides
vorzugehen.

Zu B) Zulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemafd Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig, wenn sie von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu Idsende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Im
gegenstandlichen Fall ist die Frage, wann die behérdliche Fiihrung eines Aberkennungsverfahrens gemafld 8 7 Abs. 1 Z 2
AsylG 2005 betreffend den Asylstatus einer Bezugsperson als ,zlgig" anzusehen ist, durch den Verwaltungsgerichtshof
noch nicht beantwortet, weshalb eine Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung vorliegt. Diese geht auch insoweit Uber
die gegenstandliche Rechtssache hinaus, als die vorliegende Fallkonstellation gehauft auftritt.Die Revision ist gemaf}
Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuladssig, wenn sie von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn das Erkenntnis von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Im gegenstandlichen Fall
ist die Frage, wann die behdordliche Fihrung eines Aberkennungsverfahrens gemal Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer 2,
AsylG 2005 betreffend den Asylstatus einer Bezugsperson als ,zigig" anzusehen ist, durch den Verwaltungsgerichtshof
noch nicht beantwortet, weshalb eine Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung vorliegt. Diese geht auch insoweit Uber
die gegenstandliche Rechtssache hinaus, als die vorliegende Fallkonstellation gehauft auftritt.
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